
Nach gescheiterten Tarifverhandlungen:
1,5 % und volle Lohnfortzahlung bei Krankheit

ÐÐä S. 35

Ondracek: Steuerreform muû nach
Bundestagswahl kommen

ÐÐä S. 37

DBB fordert Korrekturen am Versorgungsgesetz
ÐÐä S. 36

Betriebsprüfung stärken und einheitlich regeln
ÐÐä S. 38

Die Steuer-Gewerkschaft
Gewerkschaftsorgan der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG)

± Fachgewerkschaft der Finanzverwaltung ±

4/98
47. Jahrgang - April 1998 - ISSN 0178-207X

G 8612 E

w:/STGEWERK/HEFT04/98_U1.3D Dienstag,5.1.1999 16:02



Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Wie irrational Politik ist, beweisen immer wieder die
Finanzminister der Länder mit ihrem ¹Januskopfª:
einmal verhalten sie sich als Haushaltsminister nach
dem Motto ¹Sparen um jeden Preis, egal was es ko-
stet", einmal als Einnahmeminister mit dem Auftrag,
die maroden öffentlichen Haushalte mit Einnahmen
zu versorgen.

¹Janusköpfeª sind neurologisch kaum lebensfähig.
Sie sparen bei ihrer Einnahmeverwaltung, verstop-
fen sich damit ihre eigenen Finanzquellen, auf die
sie zum Auffüllen der Haushaltslöcher dringender
denn je angewiesen sind. Statt dessen wird an der
Steuer- und Abgabenschraube gedreht.

Und hier merken die Finanzminister, daû etwas nicht
stimmen kann. Sie handeln ± das paradoxe Bild er-
hält einen nüchternen Rahmen: man greift zu den In-
strumenten der Betriebswirtschaft und wirft mit Be-
griffen wie Controlling, Kosten-Leistungs-Rechnung,
Budgetierung usw. um sich. Die Minister beauftragen
verwaltungsexterne Unternehmensberatungen, be-
triebswirtschaftlich zu begründen, daû ¹Xª Stellen
eingespart werden können. Die Unternehmensbera-
tungen freuen sich über den Millionenauftrag und
errechnen nach den Vorgaben der Finanzminister
utopische Einsparungspotentiale, die mit der Wirk-
lichkeit überhaupt nichts zu tun haben. Erzeugt wird
der fade Beigeschmack, die Steuerverwaltung sei
¹hinter dem Mond". Endlich müsse mit Mitteln der
Betriebswirtschaft frischer Wind gegen dieses Fossil
geblasen werden.

Bei dieser Prozedur bleiben modernes Verwaltungs-
management auf der Strecke, nämlich eine an den
Aufgaben orientierte Personalplanung sowie die Be-
kämpfung der Steuerkriminalität, die gleichmäûige
Besteuerung und auch die soziale Gerechtigkeit.

Aufgabe der DSTG ist es, immer wieder die Finger
in diese schwärende Wunde zu legen, die Öffentlich-
keit zu mobilisieren und die Finanzminister unter
Druck zu setzen. Teilerfolge konnten erzielt werden.
Wir bleiben weiter am Ball, denn ¹Steter Tropfen
höhlt den Steinª.
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35 Nach gescheiterten Verhandlungen:
1,5 % und volle Lohnfortzahlung

Nach gescheiterten Tarifverhandlungen fand das Ergebnis
der Schlichter Zustimmung: 1,5% mehr Lohn und Gehalt vom
1. Januar 1998 an. Eine Kürzung der Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall wird vermieden!

37 Ondracek: Steuerreform muû
nach der Bundestagswahl kommen

Als politische Fehlleistung ersten Ranges hat der DSTG-
Bundesvorsitzende, Dieter Ondracek, das Scheitern der
¹Groûen Steuerreformª in dieser Legislaturperiode bezeich-
net. Seinen Standpunkt machte Ondracek in Gesprächen mit
den Finanzexperten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und
Abgeordneten von SPD und F.D.P. deutlich. Es habe am Willen
gefehlt, obwohl die Positionen der Parteien ziemlich ähnlich
gewesen seien.

36 DBB fordert Korrekturen
am Versorgungsgesetz

Der Entwurf für ein neues Versorgungsgesetz landet nach
Einschätzung des Deutschen Beamtenbundes unweigerlich
bei dem Verfassungsgericht in Karlsruhe, falls er unverändert
beschlossen werden sollte. Ein Beitrag der Beamten für ihre
Versorgung sprengt alle bisherigen Grundsätze, erklärte der
DBB in einer Anhörung.

38 Betriebsprüfung stärken und
einheitlich regeln

Bei der Betriebsprüfung herrschen in den Bundesländern
himmelschreiende Unterschiede. Dies belegen neue Zahlen.
Die DSTG fordert eine bundeseinheitliche Rahmenlösung mit
einer deutlichen Verkürzung des Prüfungszeitraums.

Titelfoto:

Expertengespräch mit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
v. l. Gerda Hasselfeldt, Heinz-Georg Seiffert,
Dieter Ondracek, Dr. Jürgen Warnke
Foto: Eduard N. Fiegel
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V om 1. Januar 1998
an sollen die Löhne
und Gehälter der

Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst um 1,5% erhöht
werden. Die Einkommen
der Beschäftigten in den
jungen Bundesländern sol-
len zum 1. September 1998
zusätzlich um 1,5 v.H. auf
86,5% des Westniveaus stei-
gen. Die volle Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall wird
nicht angetastet. Nach ge-
scheiterten Tarifverhand-
lungen erarbeiteten die
Schlichter, Hans Koschnick
für die Arbeitnehmerseite
und Carl-Ludwig Wagner
für die Arbeitgeber, dieses
Ergebnis. Jetzt müssen noch
die Tarifvertragsparteien in
einer abschlieûenden Tarif-
verhandlung über die Emp-
fehlung (siehe Kasten) ent-
scheiden.

Die Tarifverhandlungen für
den öffentlichen Dienst wa-
ren am 10. Februar und
4. März 1998 fortgesetzt
worden. Die Arbeitgeber
von Bund, Ländern und Ge-
meinden legten in der sech-
sten Verhandlungsrunde am
4. März 1998 zwar erstmals
ein ¹Angebotª vor, das sich
jedoch als Sparpaket erster
Ordnung entpuppte. Die Ar-
beitgeber schlugen vor, die
Löhne und Gehälter für 1998
um ein Prozent zu erhöhen;
unter dem Strich jedoch,
so hat die GGVöD-Ver-
handlungskommission ge-
schätzt, hätte sich die Ein-
kommenssituation der Be-
schäftigten im öffentlichen
Dienst im Durchschnitt um
rund fünf Prozent ver-
schlechtert, wenn die Ar-
beitgebervorschläge reali-
siert worden wären. Die Ar-
beitgeber verlangten u. a.
für jeden Krankheitstag eine
Kürzung der jährlichen Zu-
wendung (Weihnachtsgeld)
um einen Prozentpunkt bzw.
alternativ den Verzicht auf
einen Urlaubstag für fünf

Krankheitstage sowie eine
Beteiligung der Arbeitneh-
mer an der Umlage zur Zu-
satzversorgung.

Die Groûe Tarifkommission
der DBB-Tarifunion/GGVöD
hat das Arbeitgeberangebot
eingehend beraten, als inak-
zeptabel zurückgewiesen
und die Tarifverhandlungen
für gescheitert erklärt. Die
Arbeitgeber riefen darauf-
hin die Schlichtung an und
leiteten unverzüglich das
Schlichtungsverfahren ein.
Als Schlichter waren für die
GGVöD der ehemalige Bre-
mer Bürgermeister Hans
Koschnick und für die Ar-
beitgeber der frühere rhein-
land-pfälzische Ministerprä-
sident Carl-Ludwig Wagner
tätig.

Auf dem Tisch der Schlich-
ter lagen die Forderungen,
die DBB und GGVöD bereits
im September 1997 aufge-
stellt hatten:

I Einkommensanpassung
mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1998 um 3,5%,

I ein weiterer Schritt zur
Angleichung der Einkom-
men Ost an das Westni-
veau auf 90 v.H.,

I Absenkung der Wochen-
arbeitszeit in den neuen
Bundesländern von bisher

40 auf 38,5 Stunden die
Woche sowie die Wieder-
herstellung der 38,5-Stun-
den-Woche für Beamte in
allen Ländern,

I Arbeitszeitflexibilisierung
mit Arbeitszeitkonten auf
Jahresbasis einschlieûlich
der Umwandlung der Mo-
natsbezüge unter Berück-

sichtigung aller sonstigen
Einkommensbestandteile
in Jahresgehälter,

I konkrete Arbeitszeitrege-
lungen,

I Verlängerung der Rege-
lung des § 15 BAT-O zur
Vermeidung betriebsbe-
dingter Kündigungen.

Arbeitgeber wollten Verluste bis 5% zumuten

Statt dessen: 1,5% mehr Geld
und volle Lohnfortzahlung

Der Verhand-
lungsführer der
GGVöD, Horst
Zies (Mi.) erklärt
das Scheitern der
Verhandlungen.
Links neben Zies
der Vorsitzende
der DStG-Tarif-
kommission, Hel-
mut Overbeck,
rechts Bundes-
innenminister
Manfred Kanther.
Foto: Fiegel

Die wichtigsten Punkte der Einigungs-
empfehlung der Schlichtungskommission

I Die Löhne und Vergütungen etc. sowie Ausbildungsvergütun-
gen werden ab dem 1. Januar 1998 um 1,5 v.H. erhöht. Lauf-
zeit bis zum 31. Dezember 1998.

I Die Einkommen der Beschäftigten in den jungen Bundeslän-
dern werden ab dem 1. September 1998 auf 86,5 v.H. der West-
bezüge erhöht. Laufzeit bis zum 31. Dezember 1999.

I Die GGVöD hat erreicht, daû die von den Arbeitgebern gefor-
derten Kürzungen der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
nicht Bestandteil der Empfehlung sind.

I Für alle Arbeitnehmer soll ab dem 55. Lebensjahr die Mög-
lichkeit der Altersteilzeit durch Tarifvertrag vereinbart werden
mit einer besseren materiellen Ausgestaltung als nach den
Regelungen des Altersteilzeitgesetzes.

I Tarifverhandlungen zu Fragen der Arbeitszeit sollen auûer-
halb der Tarifrunde zu den Themen Arbeitszeitkonto, Arbeits-
zeitgesetz, Jahresarbeitszeit sowie Überstundendefinition auf-
genommen werden.

I In der Zusatzversorgung wird ab dem 1. Januar 1999 ± nach
Aufstockung der Umlage durch die Arbeitgeber ab dem 1. Juli
1998 auf 5,2 v.H. ± der weitere Finanzierungsbedarf hälftig
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen.

I Das Weihnachtsgeld soll bis zum 31. Dezember 1998 ¹einge-
frorenª bleiben.
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Protestaktionen der DSTG liefen bereits an

Um die Arbeitgeber über-
haupt zur Abgabe eines
Angebots zu bewegen, rie-
fen DSTG und DBB-Tarif-
union ihre Mitglieder zu
Protestaktionen auf. Den
Auftakt der Protestaktionen
in der Finanzverwaltung
bildete am 27. Februar 1998
eine Demonstration des
Ortsverbandes im Finanz-
amt Köln-West mit ei-
ner überraschend groûen
Medienpräsenz. Mehrere
Fernsehanstalten (darunter
Reuters, ntv, ZDF und
WDR), Rundfunk- und
Pressedienste waren vor
Ort, um den Unmut der Be-
schäftigten mit den schlep-
penden Tarifverhandlun-
gen einzufangen. Es folgten

Protestaktionen am 2. März
1998 in den Ortsverbänden
der Finanzämter Frankfurt/
Main IV (mit weiteren
Frankfurter ¾mtern), Duis-
burg-West, Strafa Düssel-
dorf sowie OFD und Staat-
liches Bauamt Düsseldorf
und am 3. März 1998 in den
Ortsverbänden der Finanz-
ämter Aachen-Auûenstadt
und Aachen-Kreis, Köln-
Nord, Hagen, Dortmund-
West und Recklinghausen.

Die Bundesleitung dankt
allen Teilnehmerinnen
und Teilnehmern sowie
den Organisatoren für den
groûen Zusammenhalt
und die gezeigte Solidari-
tät.

Auch das schlechte Wetter konnte die Teilnehmer
an Protesten wie hier in Dortmund-West (Foto oben) und in

Hagen sowie in anderen Ortsverbänden nicht davon
abhalten, ihren Unmut gegen das geplante Sparpaket der

öffentlichen Arbeitgeber und die Verschleppung
der Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst

lautstark kundzutun.

A m Regierungsent-
wurf eines Versor-
gungsreformgeset-

zes müssen umfassende
Korrekturen vorgenommen
werden. Das forderte der
Deutsche Beamtenbund bei
einer Anhörung vor dem In-
nenausschuû des Deutschen
Bundestages am 2. März
1998 in Bonn. Der Entwurf
sei teilweise verfassungs-
rechtlich bedenklich und
führe zu sozialen Unerträg-
lichkeiten, vor allem, wenn
mehrere vorgesehene Ein-
kommenskürzungen zusam-
menfallen.

Insbesondere die Einfüh-
rung eines Beitrags der Be-
amten und Versorgungs-
empfänger zu ihren Pensi-
onsbezügen, so der stellver-
tretende DBB-Bundesvorsit-
zende Peter Heesen bei
der Anhörung, bedeute Auf-
gabe des verfassungsfesten
Grundsatzes, wonach die Fi-
nanzierung von Besoldung
und Versorgung allein Sa-
che des Dienstherrn ist. Der
Besoldungsgesetzgeber soll
darüber hinaus partiell ent-
machtet werden, weil künf-
tige Erhöhungen der Bezüge
juristisch an die Tarifergeb-
nisse für den öffentlichen
Dienst angekoppelt werden
sollen. Die angepeilte dauer-
hafte Absenkung von Besol-
dung und Versorgung um
drei Prozent schlieûlich gehe
über die ursprüngliche Ab-
sicht, einen absehbaren Ver-
sorgungsberg mit einer
Rücklage zu ¹untertun-
nelnª, weit hinaus. Sie ent-
puppe sich als Sparmaûnah-
me, die mit der Lösung
von Versorgungsproblemen
nicht mehr zu begründen
sei. Heesen kündigte an,
daû der DBB, falls das Ge-
setz in dieser Form in Kraft
treten sollte, Klage ein-
reicht.

Gleichzeitig erinnerte er an
den Alternativvorschlag des
DBB zum Aufbau einer Ver-
sorgungsrücklage. Konkret

soll danach bei kommenden
Anpassungen der Bezüge
der Beamten und Versor-
gungsempfänger ein einma-
liger Abschlag vorgenom-
men und dieser eingesparte
Unterschiedsbetrag jährlich
bis zum Jahr 2014 in die
Rücklage gegeben werden.
Nach DBB-Berechnungen
bedarf es eines Abschlages
von 0,5 Prozent, der im
Jahre 2015 wieder zurück-
genommen werden kann,
um die bis 2027 erwartete
Versorgungslücke zu dek-
ken.

Heftig kritisiert wurden vom
DBB bei der Anhörung auch
der vorgesehene Wegfall
der Ruhegehaltsfähigkeit
von Stellenzulagen, die Ein-
beziehung der Schwerbe-
hinderten in Versorgungs-
abschlagsregelungen und
die Heraufsetzung besonde-
rer Altersgrenzen beim Voll-
zug. Der stellvertreten-
de DBB-Bundesvorsitzende
Heesen rechnete den Abge-
ordneten vor, daû die ver-
schiedenen Maûnahmen
einschlieûlich schon be-
schlossener Einkommens-
einbuûen zu Verschlechte-
rungen von bis zu 40 Prozent
kumulieren können. Eine
solche Versorgungsrechts-
politik lasse jegliche soziale
Symmetrie vermissen.

Kritikwürdig nannte Heesen
schlieûlich die rigide Vorge-
hensweise im Bereich der
Anwärterbezüge. Die hier
beabsichtigten drastischen
Kürzungen konterkarierten
die mit dem Dienstrechtsre-
formgesetz verbundene Ab-
sicht, jüngere Beamte besser
zu bezahlen und den öffent-
lichen Dienst für qualifizier-
ten Nachwuchs interessant
zu halten. ¹Wie soll der öf-
fentliche Dienst qualitativ fit
bleiben, wenn die Einstiegs-
bedingungen durch Ge-
haltsverminderungen bis zu
fast 30 Prozent verschlech-
tert werden?ª, meinte Hee-
sen wörtlich.

DBB: Korrekturen
am Versorgungsreform-
gesetz sind notwendig

w:/STGEWERK/HEFT04/98_S035.3D Dienstag,5.1.1999 16:07 Seite 36

36 April 1998

G E W E R K S C H A F TD I E S T E U E R



B ekämpfung der
Steuerkriminalität,
Steueramnestie,

Fangprämien und Steuer-
dumping bildeten am
3. März 1998 im DSTG-Haus
den Schwerpunkt des Mei-
nungsaustausches der Bun-
desleitung mit Finanzexper-
ten der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion ± an der Spitze
die Finanzpolitische Spre-
cherin Gerda Hasselfeldt
(Fürstenfeldbruck).

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek kritisierte das Scheitern
der Steuerreform als eine
¹politische Fehlleistung par
excellenceª.

Das steuerpolitische Sympo-
sium der DSTG im Juni 1997
habe gezeigt, wie nahe die
Positionen aller Parteien teil-
weise beieinander lagen
und wie realistisch die Hoff-
nungen auf eine ¹Groûe
Steuerreformª waren. Um so
unverständlicher sei, daû
die parteipolitische Profilie-
rung im Vorfeld des Bundes-
tagswahlkampfes eine Steu-
erreform verhinderte.

Einig waren sich die Teil-
nehmer, daû die Umsetzung
des Prinzips ¹Niedrigere
Steuersätze ± weniger Aus-
nahmenª sowohl eine
durchgreifende Steuerver-
einfachung gebracht als
auch die Sozialstruktur des
Steuersystems und den Wirt-
schaftsstandort Deutschland
gestärkt hätte. Eine Reform
hätte dazu beigetragen, die
Arbeitslosigkeit zu verrin-
gern.

Profitieren würden von ei-
nem Wegfall der steuerli-
chen Ausnahmeregelungen
insbesondere die Arbeitneh-
mer, die in der Regel kaum
steuerliche Gestaltungsspiel-
räume hätten.

Mit Nachdruck warnten die
DSTG-Vertreter vor einer
Steueramnestie, die der

Bundesfinanzminister nach
wie vor nicht ausschlieûe,
wenn ein parteiübergreifen-
der Konsens gefunden wer-
de. Je erfolgreicher die
Durchsuchungen der Steu-
erfahndung bei den Groû-
banken seien, desto drän-
gender werde der Ruf von
interessierter Seite, insbe-
sondere der Bankenverbän-
de, nach einer Steueramne-
stie. Eine Steueramnestie
verstoûe gegen bedeutsame
Prinzipien des Rechtsstaates
und sei eine Kampfansage
an die Steuergerechtigkeit.
Die Politik werde insgesamt
unglaubwürdig, wenn sie
vom Schlieûen der Steuer-
schlupflöcher spreche, wenn
sie die Steuerflucht beklage
und die Steuerhinterzie-
hung anprangere, anschlie-
ûend jedoch Steuerstraftäter
von der Strafe freistelle.

Die DSTG bezweifelt auch,
daû über eine Steueramne-
stie die einmal ins Ausland
transferierten Milliardenbe-
träge wieder nach Deutsch-
land zurückgebracht wer-
den könnten.

Die Teilnehmer verlangten
übereinstimmend, das Steu-
erdumping in Europa einzu-
dämmen. Gewinnverlage-
rungen in Niedrigsteuerge-
biete lösen gewaltige Steu-
erausfälle in Ländern aus, in
denen sich die wirtschaftli-
che Tätigkeit entfaltet.

Der vom Ministerrat der EU
vorgelegte Verhaltenskodex
zur Eindämmung des Steu-
erdumpings sei ± so die
DSTG-Vertreter ± schon
deshalb wirkungslos, weil er
für die Mitgliedsländer nicht
rechtsverbindlich und mit
einer Fülle von Ausnahme-
regelungen durchsetzt sei.
Die Steueroasen würden da-
durch nicht ausgetrock-
net, der Wirtschaftsstandort
Deutschland und die Sozial-

struktur des Steuersystems
weiter geschwächt.

Die Stärkung der Steuerver-
waltung ist nach Aussage
der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion ein vorrangiges po-
litisches Ziel für die Zukunft.
Dies müsse geschehen über
eine an den Aufgaben orien-
tierte Personalausstattung,
aber auch ± und darauf wie-
sen die DSTG-Vertreter be-
sonders hin ± über eine Ver-
besserung der beruflichen
Perspektiven, in erster Li-
nie über eine Novellierung
der Funktionsgruppenver-
ordnung.

Die Vertreter der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion plädier-
ten dafür, daû Steuererklä-
rungen, Steueranmeldun-
gen usw. bereits zum 1. Ja-
nuar 1999 mit der Einfüh-
rung der ersten Stufe des
¹Euroª wahlweise in DM

und Euro akzeptiert würden.
Die DSTG-Vertreter wiesen
auf den groûen Verwal-
tungsaufwand einer ¹Paral-
lelwährungsphaseª für eine
nur kurze Übergangszeit
hin. Wer vom ¹schlanken
Staatª rede, dürfe die Ein-
nahmeverwaltung nicht
durch Maûnahmen weiter
belasten. Der normale Steu-
erzahler habe ohnehin erst
ab dem 1. Januar 2002, nach
der Vollendung der Wirt-
schafts- und Währungs-
union, mit dem Euro zu tun.
Bis dahin bleibe hinreichend
Zeit, die Umstellung ohne
Hektik und mit Augenmaû
zu gestalten. In diesem Fall
werde der Euro für die Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung, die steuerlichen
Berater und die Steuerzahler
ein selbstverständlicher Be-
standteil des Besteuerungs-
verfahrens und breite Ak-
zeptanz finden.

Gespräch mit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Ondracek: Steuerreform muû
nach der Wahl kommen

Die Möglichkeiten und Chancen einer ¹Groûen Steuerre-
formª in der nächsten Legislaturperiode, die Lage der Steu-
erverwaltung, die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität,
das Steuerdumping in Europa standen im Mittelpunkt eines
Gespräches des Bundesvorsitzenden mit der Finanzpoliti-
schen Sprecherin der F.D.P.-Bundestagsfraktion Professor
Gisela Frick am 3. März 1998. Konsens bestand über die
steuerpolitischen Zielsetzungen, aber auch über die Wir-
kung einer ¹Groûen Steuerreformª. An dem Gespräch nah-
men auch Bundesgeschäftsführer Paul Courth und sein
Stellvertreter Rafael Zender teil.

(Foto: Eduard N. Fiegel)
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Betriebsprüfung
stärken und
einheitlich regeln

Aktuelle Zahlen zur Be-
triebsprüfung belegen, daû
die Betriebsprüfungen in
einzelnen Ländern völlig
unterschiedlich ausgestattet
sind und von einer gleich-
mäûigen Besteuerung über
die Ländergrenzen hinweg
nach wie vor keine Rede

sein kann. Insbesondere die
Prüferdichte ist in den Bun-
desländern immer noch sehr
unterschiedlich. Rechnet
man die Zahl der Betriebe
auf die vorhandenen Be-
triebsprüfer um, ergibt sich
für 1996 als Bundesdurch-
schnitt 484 Betriebe pro vor-
handenen Prüfer, wobei die
Spannweite von 994 (Thü-
ringen) bis 278 (Hamburg)
reicht.

Gewichtet man die Betriebe
durch ein Punktesystem,

wobei für Groûbetriebe ein
Punktewert von ¹achtª, für
Mittelbetriebe ein Punkte-
wert von ¹vierª, für Kleinbe-
triebe ein Punktewert von
¹zweiª und für Kleinstbe-
triebe ein solcher von ¹einsª
angesetzt wird, ergibt sich
eine unterschiedliche Punk-
tebelastung pro eingesetz-
ten Betriebsprüfer von 3 796
(Thüringen) bis 725 (Ham-
burg).

Nach wie vor alarmierend ist
der durchschnittliche Be-
triebsprüfungsturnus auf
Bundesebene:

4,5 Jahre (G); 13,9 Jahre
(M), 27,3 Jahre (K).

Immer wieder hat die DSTG
gefordert, zumindest einen
bundeseinheitlichen Rah-
men für die Betriebsprüfung
vorzugeben und diesen
in der Betriebsprüfungsord-
nung zu verankern. Dabei
ist sicherzustellen, daû
Groûbetriebe mindestens
alle vier Jahre im Anschluû
geprüft werden, Mittelbe-
triebe alle sechs Jahre und
Kleinbetriebe alle neun Jah-
re. Auch der Bundesfinanz-
minister hat an seine Kolle-
ginnen und Kollegen in den
Ländern appelliert, ¹ge-
meinsame einheitliche Ziel-
gröûen insbesondere für
die Prüfungsdichte festzule-
genª. Die Finanzminister-
konferenz hat hierzu eine
Arbeitsgruppe eingesetzt,
deren Ergebnisse in ihren
Schubladen ¹schlummernª.

Auch bei der Steuer-
fahndung gibt es

gewaltige Defizite

So entfielen z. B. im Jahre
1996 im Bundesdurchschnitt
auf einen eingesetzten
Fahnder 4 374 Betriebe, wo-
bei sich eine Spannweite
von 10 607 Betriebe (Sach-
sen-Anhalt) bis 2 953 Betrie-
be (NRW) ergibt.

Immerhin gelang durch
die Öffentlichkeitsarbeit der
DSTG, daû die Finanzmi-
nister der Länder zuneh-
mend unter Druck geraten
und ihre Auûendienste ver-
stärken müssen.

Ondracek bei ¹Späth am Abendª

I m Rahmen der Talk-Show ¹Späth am Abendª unter der
Moderation des früheren baden-württembergischen Mi-
nisterpräsidenten Lothar Späth kam es am 8. März 1998

im Nachrichtensender n-tv zu einem Streitgespräch des Bun-
desvorsitzenden mit dem Hauptgeschäftsführer des Bundes-
verbandes Deutscher Banken, Dr. Manfred Weber. Ondracek
stellte klar, wie systematisch die Banken vorgegangen seien,
um ihren Kunden den steuerfreien Transfer ihrer Gelder nach
Luxemburg usw. zu ermöglichen. Nicht ein einzelner ¹merk-
würdigerª Filialdirektor habe sich hier auf strafrechtliches
¹Glatteisª begeben, sondern die Banken insgesamt in einer
systematischen Aktion.

Fahndungsaktionen bei den Groûbanken sei die zwangsläu-
fige Folge (Einzelheiten können in der Januar/Februar-Aus-
gabe 1998 nachgelesen werden: ¹Wie Banken trickreich Geld
in das Ausland schaffenª).

Weber versuchte auszuweichen. Die Ursache sei die hohe
Steuerbelastung. Für das steuerliche Verhalten ihrer Kunden
könnten die Bankenvorstände und die Mitarbeiter der Banken
nicht zur Verantwortung gezogen werden.

In zahlreichen weiteren Presse- und Fernsehinterviews hat der
Bundesvorsitzende sich zu diesem Thema geäuûert, u.a. auch
am 20. Februar 1998 in der ARD im Rahmen der Sendung ¹Be-
richt aus Bonnª. Fernsehbildaufnahme: Fiegel

Neuer Anlauf
für Steuerreform

Möglichkeiten und Chan-
cen einer ¹Groûen Steuerre-
formª nach der Bundestags-
wahl standen im Mittel-
punkt eines Gespräches von
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek mit dem Wirtschaftspoli-
tischen Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Ernst
Schwanhold (Osnabrück).
Der Abbau von Steuer-
schlupflöchern verbunden
mit niedrigen Steuersätzen
über den gesamten Tarifver-
lauf waren ein wirksames
Instrument zur Stärkung
des Wirtschaftsstandortes
Deutschland und zur Be-
kämpfung der Arbeitslosig-
keit. Bei Umsetzung dieses
Prinzips könne auch das
Steuerrecht durchgreifend
vereinfacht werden.

Zur Bekämpfung der wach-
senden Steuerkriminalität
sei eine leistungsfähige
Steuerverwaltung unabding-
bar, ebenso eine an
den wachsenden Aufgaben
orientierte Personalpolitik.
Nahtlose Übereinstimmung
bestand auch in der Bewer-
tung der Steueramnestie,
die in unauflösbarem Wider-
spruch zur Steuergerechtig-
keit stehe. Weitere Themen:

Der Meinungsaustausch fand
in einer konstruktiven und
offenen Atmosphäre statt
und soll fortgesetzt werden.
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I n der Ausgabe von ¹Die
Steuer-Gewerkschaftª
11/1997 hat der Bun-

desvorsitzende der DSTG,
Dieter Ondracek, die ¾u-
ûerung des Sächsischen
Wirtschaftsministers Kajo
Schommer über die angeb-
lich ¹skandalöse Schnüf-
felpraxisª der deutschen
Steuerbehörden als Verun-
glimpfung des Rechtsstaates
gebrandmarkt.

Der Sächsische Staatsmini-
ster der Finanzen, Profes-
sor Georg Milbradt, hat
in einem Schreiben an
den DSTG-Landesvorsitzen-
den von Sachsen, Joachim
Rothe, seinen Ministerkolle-
gen korrigiert. Er schreibt
u. a.:

¹Für ein modernes Staats-
wesen ist eine funktionie-
rende Steuerverwaltung
unentbehrlich. Darüber ist
sich die Staatsregierung
in besonderem Maûe be-
wuût. Nach den schwieri-
gen Aufbaujahren und
den Anpassungsprozes-
sen hat die Steuerverwal-
tung nunmehr einen ho-
hen Standard erreicht, so
daû sie sich auch mit den
alten Ländern messen
kann.

Die Mitarbeiter sind moti-
viert und die Arbeitsbe-
dingungen stehen inzwi-
schen denen in den alten
Ländern nicht nach. Dies
gilt gerade auch für die
Prüfungsdienste. Ich bin
davon überzeugt, und
dies wird von meinem Kol-
legen aus dem Wirt-
schaftsministerium auch
nicht in Zweifel gezogen,
daû die sächsischen Be-
diensteten der Finanzbe-
hörden ebenso gute Ar-
beit leisten wie ander-
orts.ª

Weiter führt Milbradt aus,
daû die Gründe bei einer
Standortwahl inländischer
und ausländischer Investo-
ren für oder gegen Deutsch-
land und insbesondere
Sachsen vielfältig seien:

¹In diesem Zusammen-
hang muû uns aber auch
an einem verträglichen
Verhältnis zwischen Fi-
nanzbehörden und Unter-
nehmen ± wie auch allen
anderen Steuerzahlern ±
gelegen sein, auch wenn
die Interessen zwischen
Finanzbehörden und Steu-
erzahlern zuweilen ge-
gensätzlich sind. Aus die-
sem Grund haben in
diesen Tagen Gespräche
zwischen Vertretern des
Sächsischen Staatsmini-
steriums für Wirtschaft
und Arbeit und meinem
Hause stattgefunden, die
darauf abzielen, Vorurtei-
le abzubauen und interes-
sierte Unternehmen zu
überzeugen, daû Deutsch-
land, insbesondere Sach-
sen, doch ein attraktiver
Wirtschaftsstandort sein
kann.ª

Die DSTG begrüût diese
klarstellenden Worte des
Sächsischen Finanzmini-
sters.

Beihilfe
spart Kosten

Die Beihilfen sind für die öf-
fentlichen Haushalte bedeu-
tend kostengünstiger als die
Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung. Dies
folgt aus der Antwort des
Hessischen Innenministers
Bökel auf die ¹Kleine An-
frageª der Abgeordneten
Weist. Im Vergleich zur ge-
zahlten Beihilfe ist der ¹fik-
tive Arbeitgeberanteil für
Landesbeamte in der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung und sozialen Pflegever-
sicherungª deutlich höher.
So wurden im Jahre 1996 =
298 Mio. DM an Beihilfen
gezahlt. Der fiktive Arbeit-
geberanteil für Krankenver-
sicherung und Pflegeversi-
cherung würde sich demge-
genüber auf 447 Mio. DM
belaufen.

Hessen wirbt bei
DSTG für frühen
Euro in der Steuer-
verwaltung

H essens Finanzmini-
ster Karl Starzacher
hat sich in einem

Schreiben an DSTG-Chef
Dieter Ondracek dafür aus-
gesprochen, daû die Steuer-
verwaltung in der Über-
gangsphase zum Euro in
den Jahren 1999 bis 2001
Steuererklärungen, Steuer-
anmeldungen usw. auch in
Euro akzeptiert. Dies soll im
Wege der sog. ¹Vorschalt-
konvertierungª geschehen.
Danach rechnet die Steuer-
verwaltung in einem ersten
Arbeitsschritt die Euro-Be-
träge in den Erklärungen
und Anmeldungen in DM
um. Der nach der Konvertie-
rung in DM vorliegende
Steuerfall wird dann auf
DM-Basis weiter verarbei-
tet.

Minister Starzacher hat in
seinem Plädoyer für die
Konvertierungslösung auch
auf die ¹Euro-Optionª an-
derer EU-Länder für die
dreijährige Übergangsphase
verwiesen. ¹Dabei wird es
auch eine Rolle spielen, ob
die öffentliche Verwaltung
den Euro als Transaktions-
währung akzeptiert und auf
diese Weise dem Wirt-
schaftsstandort den Rücken
stärktª.

Starzacher wendet sich da-
mit sowohl gegen das Votum
der Konferenz der Landes-
finanzminister als auch der
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft.

In einem Appell an die Fi-
nanzministerkonferenz hat
die DSTG deutlich gemacht,
daû auch dieses Konvertie-
rungsmodell an kaum über-
windbare Grenzen stoûe. So
müsse das materielle Steuer-
recht für eine kurze Über-
gangszeit, insbesondere im
Verfahrensrecht, auf den
Euro umgestellt werden. Die
Vordrucksysteme sowohl in
der Finanzverwaltung als
auch bei Unternehmen und

Steuerberatung müûten in
Euro und DM vorgehal-
ten werden. In der Finanz-
verwaltung müûten spezifi-
sche Softwarelösungen für
die Umrechnung entwickelt
werden.

Die von Hessen propagierte
Umrechnung durch ¹Ta-
schenrechnerª sei fehler-
anfällig und würde eine
Flut von kontraproduktiven
Rechtsbehelfen auslösen.

Im übrigen müsse die Um-
stellungsphase mit dem Pro-
jekt ¹FISCUSª koordiniert
werden. Dies könne gelin-
gen, wenn die Steuerver-
waltung ab der Einführung
des Euro im Jahre 2002 ¹eu-
ro-gängigª werde. Bis dahin
habe der normale Bürger
ohnehin mit dem Euro nichts
zu tun. Geschehe dies, wer-
de für die Beschäftigten
der Steuerverwaltung, die
steuerlichen Berater und
die Steuerzahler der Euro
ein selbstverständlicher Be-
standteil des Besteuerungs-
verfahrens sein und eine
breite Akzeptanz finden.

DSTG lebt
vom Austausch

Kontakte mit den Ortsver-
bänden sind ein Lebenseli-
xier für Bundesleitung und
Bundesgeschäftsstelle. Nur
im Kontakt mit der ¹Basisª
ist eine realistische Gewerk-
schaftsarbeit möglich. Am
17. März 1998 besuchte
Bundesgeschäftsführer Paul
Courth den Ortsverband
Göttingen und informierte
die Mitglieder über die ak-
tuelle Gewerkschaftsarbeit
in Bonn.

Über die aktuelle Arbeit der
DSTG auf Landesebene in-
formierte der stellvertreten-
de Landesvorsitzende Nie-
dersachsen, Jürgen Hüper.

Der Ortsverband Göttingen
hat einen beachtlichen Or-
ganisationsgrad von über
70%. Vorsitzender ist Bern-
ward Rölleke, der von einem
aktiven Team unterstützt
wird.

Minister streiten über
¹Schnüffelpraxisª
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I n der Ausgabe von ¹Die
Steuer-Gewerkschaftª
12/1997 wurde berich-

tet, daû die DSTG Forderun-
gen nach einer Steueramne-
stie entgegentritt, weil sie
ungerecht und ein falsches
Signal wäre.

Bundesfinanzminister Dr.
Theo Waigel versuchte ge-
genüber dem DSTG-Bun-
desvorsitzenden Ondracek
eine Klarstellung:

¹Sie müssen mich miûver-
standen haben, wenn Sie
den Schluû ziehen, ich wür-
de generell eine Amnestie
für Steuerhinterzieher be-
fürworten. Ganz im Gegen-
teil habe ich in dem Inter-
view ausdrücklich darauf
hingewiesen, daû im Bun-
desministerium der Finan-
zen keine dahin gehen-
den Überlegungen ange-
stellt würden. Ich habe viel-
mehr zum Ausdruck ge-
bracht, daû ich für neue kon-

Geld nach Deutsch-
land zurückholen

struktive Vorschläge, Kapi-
tal nach Deutschland zur
Stärkung unserer Wirt-
schaftskraft zurückzubrin-
gen ± mögen diese auch zu-
nächst den Gedanken einer
Amnestie enthalten ±, offen
gegenüberstehe.

Sie werden mir sicher zu-
stimmen, daû neue Vor-
schläge ± die ich derzeit aber
nicht sehe ± zunächst oh-
ne Vorbedingung überprüft
werden sollten. Dabei sehe
ich ebenso wie Sie die Ein-
führung einer Amnestie im
Sinne einer weiteren Straf-
befreiung als auch im Sinne
einer Steuerbefreiung in ih-
rer Wirkung für durchaus
problematisch an. Ich teile
Ihre Einschätzung, daû eine
Amnestie Signale in die fal-
sche Richtung setzen kann.
Deshalb könnte sie auch nur
eine ultima ratio sein und
bedürfte ± wie ich bereits in
dem Interview ausführte ±

eines parteiübergreifenden
Konsenses. Nur so könnten
die von Ihnen vorgetra-
genen Befürchtungen auf-
gebaut und das Thema
von einzelnen Gruppen als
Verhetzungspotential ge-
braucht und miûbraucht
werden. Derzeit sehe ich
aber in der Einführung einer
Amnestie zusätzlich zur be-
reits nach geltendem Recht
möglichen strafbefreienden
Selbstanzeige keinen Lö-
sungsansatz zum Rücktrans-
fer von Kapital nach
Deutschland.

Ich bin mit Ihnen einer Mei-
nung, daû die Steuerhinter-
ziehung kein Kavaliersde-
likt ist und mit allen der Fi-
nanzverwaltung zur Verfü-
gung stehenden Mitteln be-
kämpft werden muû. Dafür
habe ich mich in der Vergan-
genheit wiederholt einge-
setzt. Nicht zuletzt auch auf
meine Initiativen hin haben
die Länder in den letzten
Jahren die Steuerfahn-
dungsstellen nicht unerheb-
lich verstärkt und auch z. T.
in Zukunft weitere Perso-
nalverstärkungen vorgese-
hen.ª

Auch der Wirtschaftspoliti-
sche Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Ernst
Schwanhold, hatte sich in ei-
nem Zeitungsinterview posi-
tiv zur Amnestie geäuûert.

In einem späteren Gespräch
erklärte er, daû er diese Posi-
tion nicht aufrechterhalte.

Für die SPD-Bundestags-
fraktion antwortete der
Finanzpolitische Sprecher
Joachim Poû:

¹Die Arbeitsgruppe Finan-
zen stimmt ± wie auch in un-
serem Gespräch deutlich ge-
worden ist ± mit Ihrer Auf-
fassung zur Amnestie und
Abgeltungsteuer überein.

Eine Amnestie für Steuer-
flüchtlinge wäre eine Provo-
kation für die vielen ehrli-
chen Steuerzahler. Es ist für
diese unverständlich, wenn

Steuerhinterziehung unge-
straft bleiben soll. Eine
Amnestie verstöût gegen
das Prinzip der Steuerge-
rechtigkeit, das für uns be-
sonders Gewicht hat.

Die Begründung von Koali-
tionspolitikern, mit dem zu-
geführten Geld könnten
Investitionen vorgenommen
werden, stellt eine Bemän-
telung für eine gewollte
Schutzmaûnahme im Inter-
esse einer bestimmten Kli-
entel dar. Im übrigen steht
das Geld sowieso in
Deutschland zur Verfügung,
da man unversteuertes und
versteuertes Geld nicht un-
terscheiden kann.

Das Konzept einer Abgel-
tungsteuer ist insbesondere
im Hinblick auf die Steuer-
gerechtigkeit mit groûen
Schwächen behaftet. Bei
einer Abgeltungsteuer wer-
den die Zinsen aus Kapital-
vermögen nicht in die per-
sönliche Steuerveranlagung
einbezogen. Die Steuerbela-
stung durch die Abgeltung-
steuer ist dann definitiv.
Eine Abgeltungsteuer wür-
de daher ± sofern ihr Steuer-
satz niedriger ist als der Spit-
zensteuersatz ± zu einer
massiven Steuersenkung für
die Bezieher hoher Einkom-
men führen.ª

Die Finanzpolitische Spre-
cherin von ¹Bündnis 90/Die
Grünenª Christine Scheel,
schrieb an Ondracek:

¹Sie wissen sicherlich, daû
wir Ihre Auffassung voll und
ganz teilen. Auch wir sind
der Meinung, daû der Vor-
schlag, für Steuerhinterzie-
her eine Amnestie zu ge-
währen, gegen das gesun-
de Gerechtigkeitsempfinden
von Millionen ehrlicher
Steuerzahler und Steuer-
zahlerinnen geht.ª

Nach diesen klaren ¾uûe-
rungen dürfte die Frage
der Steueramnestie derzeit
keine Chance haben ± und
dies ist gut so!

Waigel lehnt eine ¹generelleª
Steueramnestie strikt ab

Altersteilzeit
schafft Arbeit

Der DBB-Bundesvorsitzen-
de Erhard Geyer und sein
für den DBB-Tarifbereich
zuständiger Stellvertreter
Horst Zies haben eine un-
verzügliche Beschäftigungs-
initiative angemahnt. Bei
fast fünf Millionen Arbeits-
losen sei die Zeit politischer
Sonntagsreden vorbei.

¹Wer allerdings heutzutage
eine 30-Stunden-Woche für
den öffentlichen Dienst ver-
langt, der entfernt sich mei-
lenweit von jeder politischen
und wirtschaftlichen Rea-
lität.ª Jetzt müûten realisti-
sche Lösungen auf den
Tisch. Geyer und Zies for-
dern die unverzügliche Ein-
führung einer Altersteilzeit
oder anders ausgedrückt
¹einer Ausstiegsteilzeit für
ältere Arbeitnehmerª. Da-
nach könnten Beamte und
Arbeitnehmer ab 55 Jahre
auf freiwilliger Basis zu
50 Prozent ihre Tätigkeit im
öffentlichen Dienst fortfüh-
ren, zur anderen Hälfte
würden sie Rente oder Pen-
sion beziehen. Nach Schät-
zungen des Deutschen Be-
amtenbundes könnten da-
mit rund 150 000 neue Ar-
beitsplätze vor allem im
Nachwuchsbereich geschaf-
fen werden. Als Nebenef-
fekt würde das starke Über-
alterungsproblem im öffent-
lichen Dienst gemildert.
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V or kurzem hat der
Deutsche Beamten-
bund nochmals auf

die rechtlichen Umstände
zur Durchsetzung von An-
sprüchen auf amtsange-
messene Alimentation bei
kinderreichen Beamtenfa-
milien hingewiesen. Von
den Kolleginnen und Kolle-
gen wurden in jüngster Zeit
vermehrt Anfragen an die
DSTG-Bundesgeschäftsstel-
le herangetragen, weil die
Ausführungen des DBB für
den Zeitraum ab 1. 1. 1977
bis zum 31. 12. 1989 keine
Empfehlungen enthalten.

Teilweise war von den Kolle-
ginnen und Kollegen im
nachhinein auch für diesen
Zeitraum die Höhe der Be-
soldung beanstandet wor-
den, worauf die Verwaltung
nunmehr die seinerzeit
(nach dem 1. 1. 1990) gestell-
ten Anträge ablehnte, eben-
so die Widersprüche hierge-
gen, so daû die Kolleginnen
und Kollegen nunmehr vor
der Frage der Klageeinrei-
chung innerhalb der Mo-
natsfrist oder der weiteren
Durchführung einer aus
Fristwahrungsgründen ein-
gelegten Klage stehen.

Vorauszuschicken ist, daû
bei der Frage der amtsange-
messenen Alimentation drei
Zeiträume zu unterscheiden
sind. Einmal ist dies der
Zeitraum vom 1. 1. 1977 bis
zum 31. 12. 1989, der fak-
tisch gesehen von der Ent-
scheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom 22. 3.
1990 erfaût wird. Als zweiter
Zeitraum ist der Zeitraum ab
1. 1. 1990 bis zum 30. 6. 1997
zu nennen, wobei hier
die Besonderheit besteht,
daû das Verwaltungsge-
richt Koblenz (Aktenzei-
chen: 6 K 2110/94.KO) eine
Klage zur amtsangemesse-
nen Alimentation kinderrei-
cher Beamtenfamilien für
den Zeitraum von 1990 bis
1995 dem Bundesverfas-
sungsgericht gemäû Art. 100
Abs. 1 Satz 1 GG zur Ent-
scheidung vorgelegt hat.

Der dritte Zeitraum erstreckt
sich auf die Geltung des
Dienstrechtsreformgesetzes
ab 1. 7. 1997, durch das der
kinderbezogene Anteil des
Familienzuschlags für das
dritte und jedes weitere zu
berücksichtigende Kind von
155,16 DM auf 205,81 DM
angehoben wurde. Zu den
letzten beiden Zeiträumen
hat der DBB Empfehlungen
veröffentlicht. Nur der Ord-
nung halber sei darauf hin-
gewiesen, daû die DSTG-
Bundesgeschäftsstelle über
diese Empfehlungen hinaus
keinen Verfahrensrechts-
schutz gewähren kann, je-
doch selbstverständlich mit
Rat zur Seite steht.

Für den erstgenannten Zeit-
raum vom 1. 1. 1977 bis
31. 12. 1989 können wir
keine weitere Verfolgung
auf dem Rechtsweg empfeh-
len, wenn nicht innerhalb
dieses Zeitraums der An-
spruch gerichtlich geltend
gemacht oder zumindest
das Vorverfahren (begin-
nend mit Einlegung des Wi-
derspruchs) gegen einen ab-
lehnenden Bescheid in
Gang gesetzt wurde. Denn
das Bundesverfassungsge-
richt hat in seiner Entschei-
dung vom 22. 3. 1990 wört-
lich erklärt:

¹Nach alledem ist eine
sich auf alle betroffe-
nen Beamten erstrecken-
de Korrektur der für ver-
fassungswidrig erklärten
Regelungen nur für den
Zeitraum gefordert, der
mit dem Haushaltsjahr
beginnt, in dem durch
die verfassungsrechtliche
Entscheidung die Verfas-
sungswidrigkeit festge-
stellt worden ist.ª

Da die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
am 22. 3. 1990 ergangen ist,
wird der Korrekturbedarf
grundsätzlich für alle von
der Sachverhaltskonstellati-
on betroffenen Beamten also
erst ab 1. 1. 1990 gesehen.
In der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
heiût es dann weiter:

¹Für davorliegende Zeit-
räume kann sich die Kor-
rektur dagegen auf die
diejenigen Beamten be-
schränken, welche den ih-
nen von verfassungswe-
gen zustehenden An-
spruch auf amtsangemes-
sene Alimentation zeit-
nah, also während des je-
weils laufenden Haus-
haltsjahres, gerichtlich gel-
tend gemacht haben,
ohne daû über ihren An-

spruch schon abschlie-
ûend entschieden worden
ist; eine später eintretende
Rechtshängigkeit ist un-
schädlich, wenn die Kla-
ge wegen der für ein er-
forderliches Vorverfahren
benötigten Zeit nicht
rechtzeitig erhoben wer-
den konnteª.

In Umsetzung des letzten
Teils des o. g. Aussage des
Bundesverfassungsgerichts
hat der Gesetzgeber in
Art. 14 Abs. 3 des Dienst-
rechtsreformgesetzes eine
Neuregelung getroffen. Hier-
nach erhält der Kläger
des Ausgangsverfahrens der
Entscheidung für den Zeit-
raum vom 1. 7. 1977 bis
31. 12. 1989 für das dritte
und jedes weitere in seinem
Ortszuschlag zu berücksich-
tigende Kind einen monatli-
chen Erhöhungsbetrag von
50,00 DM. Das gleiche gilt
für Kläger und Wider-
spruchsführer, die ihren An-
spruch innerhalb des vorge-
nannten Zeitraums geltend
gemacht haben, ohne daû
über ihren Anspruch schon
abschlieûend entschieden
worden ist. Da in dem Ver-
fassungsgerichtsurteil selbst,
eine nähere Regelung für
den Zeitraum bis zum 31. 12.
1989 enthalten ist, bestehen
für diesen Zeitraum nach
Auffassung der DSTG keine
Erfolgsaussichten für eine
Weiterverfolgung auf dem
Rechtsweg.

Kinderreiche Beamtenfamilien
müssen beachten
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D urch das Jahres-
steuergesetz 1996
hat der Familienlei-

stungsausgleich einen grund-
legenden Systemwechsel er-
fahren. Die bisher mögliche
kumulative Inanspruchnah-
me von Kinderfreibetrag
und Kindergeld ist ab
Veranlagungszeitraum 1996
durch eine Regelung abge-
löst, wonach beides nach Er-
höhung nur alternativ in Be-
tracht kommt. Für das erste
und zweite Kind ist das mo-
natliche Kindergeld ab 1996
auf 200,00 DM und ab 1997
auf jeweils 220,00 DM ange-
hoben worden. Der Kinder-
freibetrag ist für das Jahr
1996 auf 6 264,00 DM und
für das Jahr 1997 auf
6 912,00 DM erhöht worden.

Im Hinblick auf die Höhe
des während des laufenden
Jahres als Steuervergütung
ausgezahlten Kindergeldes
wurden von mehreren Fami-
lienverbänden verfassungs-
rechtliche Bedenken ange-
meldet und zur Einlegung
von Einsprüchen gegen die
Festsetzung des Kindergel-
des geraten. So wurde gel-
tend gemacht, das Kinder-
geld für das erste und zweite
Kind müsse ab 1. 1. 1996
mindestens 289,65 DM be-
tragen. Da das für das Kin-
dergeld zuständige Bundes-
amt für Finanzen sich damit
einverstanden erklärt hat,
bei Einsprüchen wegen der
Höhe des Kindergeldes die
Verfahren zunächst ruhen
zu lassen, der Ausgang der
anhängigen Gerichtsverfah-
ren also abgewartet werden
kann, hat die DSTG eben-
falls zur Einspruchseinle-
gung gegen das Kindergeld
in Höhe von 200,00 DM für
1996 bzw. für 220,00 DM ab
1997 geraten.

Eine aktuelle Anfrage beim
Bundesamt für Finanzen hat
ergeben, daû das Bundes-
amt für Finanzen auch wei-
terhin an seinem Erlaû, die
Einsprüche wegen der Höhe

des Kindergeldes ruhen zu
lassen, festhält. Eine Vor-
läufigkeitserklärung gemäû
§ 165 Abs. 1 AO wurde und
wird den Kindergeldbe-
scheiden zur Zeit nicht bei-
gefügt.

Das bedeutet, daû die Kolle-
ginnen und Kollegen, die
gegen den Kindergeldbe-
scheid ab 1997 Einspruch
eingelegt und das Ruhen be-
antragt haben, bei gleich-
bleibenden Umständen be-
züglich der Kindergeldbe-
rechtigung nicht gegen jede
nachfolgende Gehaltsbe-
scheinigung Einspruch ein-
legen müssen. Andererseits
bedeutet dies aber auch, daû
bei Neubeantragung des
Kindergeldes Einspruch ein-
gelegt und unter Hinweis
auf das Schreiben des Bun-
desamtes für Finanzen vom
6. März 1997 (BStBl. 1997 I,
S. 333) das Ruhenlassen be-
antragt werden muû.

Diesbezüglich kann also
ohne Kostenrisiko zunächst
der Ausgang der anhängi-
gen Gerichtsverfahren ab-
gewartet werden. Zum der-
zeitigen Verfahrensstand ist
zu bemerken, daû bezüglich
der Höhe des Kindergeldes
für das erste und zweite
Kind zur Zeit drei Verfahren
beim Bundesfinanzhof an-
hängig sind, wobei die Revi-
sion in allen drei Verfahren
von den Kindergeldberech-
tigten nach ablehnendem
Urteil der Finanzgerichte
eingelegt wurde.

Nunmehr stellt sich wieder-
um die Frage, ob auch ge-
gen den Einkommensteuer-
bescheid 1997 Einspruch
eingelegt werden soll. Nach
§ 31 des Einkommensteuer-
gesetzes wird die steuerli-
che Freistellung eines Ein-
kommensteuerfreibetrags in
Höhe des Existenzmini-
mums eines Kindes durch
den Kinderfreibetrag nach
§ 32 im Einkommensteuer-
gesetz oder durch Kinder-

geld nach dem X. Abschnitt
des Einkommensteuergeset-
zes bewirkt. Wird die gebo-
tene steuerliche Freistellung
durch das Kindergeld nicht
in vollem Umfang bewirkt,
ist bei der Veranlagung
zur Einkommensteuer der
Kinderfreibetrag abzuziehen
(§ 31 Satz 4 EStG). Von Amts
wegen wird bei der Einkom-
mensteuerveranlagung für
jedes Kind geprüft, ob Kin-
dergeld oder Kinderfreibe-
trag günstiger sind. Im Re-
gelfall ist das Kindergeld bei
Zugrundelegung eines Kin-
derfreibetrages von 6 912,00
DM für den Veranlagungs-
zeitraum 1997 günstiger als
die Anwendung des Kinder-
freibetrages.

Folgt man der Auffassung
z. B. des Familienbundes
Deutscher Katholiken, daû
das Existenzminimum eines
Kindes für 1997 ca. 9 250,00
DM beträgt und der Kinder-
freibetrag in entsprechender
Höhe anzusetzen ist, müûte
auch dieser Freibetrag bei
der von Amts wegen vorzu-
nehmenden Überprüfung,
ob Kindergeld oder Kinder-
freibetrag günstiger sind,
angesetzt werden.

Es müûte also auch gegen
den Einkommensteuerbe-
scheid 1997 im Hinblick auf
die Höhe des Kinderfreibe-
trages in Höhe von 6 912,00
DM Einspruch eingelegt
werden, mit der Begrün-
dung, daû durch den Kinder-
freibetrag von 6 912,00 DM
das Existenzminimum des
Kindes steuerlich nicht frei-
gestellt wird, sondern allen-
falls erst durch einen Betrag
von 9 250,00 DM, der bei der
¹Günstigerrechnungª zu-
grunde zu legen ist.

Steuerbescheiden für das
Jahr 1996 wird bezüglich
des Kinderfreibetrages mitt-
lerweile ein Vorläufigkeits-
vermerk gemäû § 165 AO
beigefügt. Für Steuerbe-
scheide des Jahres 1997

ist dies unterblieben, eine
Rückfrage beim Bundesmi-
nisterium der Finanzen hat
ergeben, daû man sich zur
Zeit mangels eines für den
Veranlagungszeitraum 1997
beim BFH anhängigen Ver-
fahrens rechtlich nicht in der
Lage sieht, einen Vorläu-
figkeitsvermerk betreffend
den Kinderfreibetrag gemäû
§ 165 Abs. 1 AO den Steuer-
bescheiden für das Jahr
1997 beizufügen. Es ist da-
her zur Zeit weiterhin erfor-
derlich, bei Beanstandun-
gen des Kinderfreibetrages
für das Jahr 1997 Einspruch
einzulegen.

Rein vorsorglich stellen wir
anheim, Einspruch gegen
den Einkommensteuerbe-
scheid 1997 wegen der Höhe
des in Ansatz gebrachten
Kinderfreibetrages einzule-
gen. Mit der Einspruchsein-
legung sollte ein Ruhenlas-
sen des Verfahrens bean-
tragt werden.

Allerdings kann die DSTG
für evtl. auflaufende Fälle,
wenn also Einspruchsver-
fahren nicht ruhen gelassen
werden, keinen Rechts-
schutz gewähren.

Der Familienbund Deut-
scher Katholiken beabsich-
tigt, auch Musterklagen ge-
gen die Steuerbescheide in
Bezug auf die Kinderfreibe-
träge für das Jahr 1997 zu
führen, mit dem Ziel, diese
so schnell als möglich zum
Bundesverfassungsgericht
oder zum Bundesfinanzhof
zu bringen, um die Finanz-
verwaltung so wiederum in
die Lage zu versetzen, die
Steuerbescheide mit einem
Vorläufigkeitsvermerk ge-
mäû § 165 AO zu versehen.

Ein unverbindlicher Vor-
schlag für ein Einspruchs-
schreiben, das allerdings
nicht auf den Einzelfall ab-
gestimmt sein kann, ist auf
der nächsten Seite abge-
druckt.

Kindergeld: DSTG rät zu
Einspruch gegen Steuerbescheide
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Musterschreiben für Einsprüche

Absender: Datum:
_________________
_________________
_________________

Steuer-Nummer:
_________________

An das
Finanzamt

EINSPRUCH
gegen den

Steuerbescheid für das Jahr 1997

Sehr geehrte Damen und Herren,

am .................... haben wir unseren Steuerbescheid für
das Jahr 1997 erhalten.

Die Festsetzung der Jahressteuerschuld beruht auf einer
nicht verfassungsgemäûen Grundlage. Daher legen wir
Einspruch ein.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung
vom 29. Mai 1990 festgestellt, daû das Existenzminimum
eines Kindes steuerfrei zu belassen ist. Diese Anforderung
wird mit dem im Jahre 1997 gewährten Kinderfreibetrag
in Höhe von 6 912,00 DM pro Kind nicht erfüllt. Dies gilt
auch für die Höhe des Kindergeldes, das gemäû § 31 und
§§ 62 ff. des Einkommensteuergesetzes den Kinderfreibe-
trag ersetzt.

Nach den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten
Berechnungsgrundsätzen muû das Existenzminimum ei-
nes Kindes für das Jahr 1997 bei mindestens

9 250,00 DM liegen.

Zur Vermeidung von Massenverfahren sind wir damit ein-
verstanden, das Einspruchsverfahren ruhen zu lassen, bis
eine rechtskräftige Entscheidung ± ggf. vor dem Bundes-
verfassungsgericht ± getroffen worden ist oder der Ge-
setzgeber eine hinreichende Neuregelung beschlossen
hat.

Mit freundlichen Grüûen

(Unterschrift)

F ür Steuerbetrüger
sieht der Landesvor-
sitzende der Bayeri-

schen Finanzgewerkschaft,
Josef Bugiel, ¹Goldene Zei-
tenª anbrechen. Nach dem
Vorschlag einer externen
Beraterfirma sollen rund
1 000 Finanzbeamte im Frei-
staat eingespart werden.

Der Vorschlag zur Strei-
chung dieser Stellen ist das
Ergebnis einer Organisa-
tionsuntersuchung durch die
Firma Arthur Andersen Ma-
nagement Beratung, die im
Auftrag des Finanzministers
im letzten Jahr die Finanz-
ämter durchleuchtet hat.

bfg-Landesvorsitzender Bu-
giel hat gegenüber Finanz-
minister Huber deutlich ge-
macht, daû das Geld für die
Organisationsuntersuchung
zum Fenster hinausgewor-
fen worden sei.

Bugiel kritisierte vor allem,
daû das errechnete Einspa-
rungspotential von rd. 1 000
Stellen politisch vorgegeben
und nicht Ergebnis einer
neutralen Untersuchung sei.
Statt neue Vorschläge über
eine Optimierung der Arbeit
in den Finanzämtern zu ma-
chen, greife die Beraterfirma
nur längst von der Verwal-
tung geplante oder bereits
eingeleitete Organisations-
änderungen bzw. EDV-Ver-
fahren auf und errechne dar-
aus utopische Personalein-
sparungen.

Jeder, der die Verhältnisse
kennt, wisse: Zur Bekämp-
fung der Steuerhinterzie-

hung und zur Sicherstellung
einer gleichmäûigen Be-
steuerung seien nicht weni-
ger, sondern mehr Finanz-
beamte notwendig. Bugiel
erinnerte daran, daû schon
bisher nur die Automation
den völligen Zusammen-
bruch der Finanzverwaltung
verhindert habe.

Die bfg bestreitet nicht, daû
durch eine weitere Verstär-
kung und Verbesserung des
EDV-Einsatzes bei den Fi-
nanzämtern langfristig Ra-
tionalisierungsreserven frei-
gesetzt werden könnten.
Diese Reserven dürften je-
doch nicht zu Personalkür-
zungen führen, sondern sei-
en in vollem Umfang zur
Verbesserung bzw. Wieder-
herstellung der notwendi-
gen Arbeitsqualität in den
Finanzämtern sowie zur Ver-
stärkung der Auûendienste
zu nutzen. Weil der Staat je-
den Steuergroschen drin-
gend benötige, dürfe die
einzige Einnahmeverwal-
tung nicht geschwächt wer-
den. Jeder der im Jahre 1997
im Bereich der Oberfinanz-
direktion München einge-
setzte Betriebsprüfer er-
zielte durchschnittlich Mehr-
steuern in Höhe von 3,3 Mil-
lionen DM. Bereits heute
werde die Masse der Steuer-
erklärungen nur noch über-
schlägig angesehen. Ledig-
lich stichprobenweise komme
es zu einer genauen Prü-
fung. Die vorgeschlagenen
Personalminderungen wür-
den dazu führen, daû künf-
tig die Angaben der Steuer-
pflichtigen praktisch unge-
prüft übernommen und
Steuererklärungen somit
nur noch abgeschrieben
werden.

Die bfg befürchtet verhee-
rende Folgen für die Steuer-
moral und damit verbunden
massive Steuerausfälle. Bu-
giel: ¹Die Zeche zahle der
ehrliche Steuerzahler, insbe-
sondere der Lohnsteuerzah-
ler mit seinem gläsernen
Geldbeutelª.

¹Goldene Zeitenª für
Betrüger in Bayern?
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Dieter Ondracek in Augsburg

I n der Fuggerstadt Augsburg stand für Dieter Ondracek,
wie meist bei Ortsverbandsversammlungen, nicht nur die
Ehrung langjähriger Mitglieder auf dem Programm.

Die ¹Augsburger Allgemeineª, eine der gröûten deutschen
Abonnement-Zeitungen, hatte zur Pressekonferenz geladen.
Zwei Stunden lang standen Ondracek und Josef Dick, der
Augsburger Ortsvorsitzende, der politischen und der Wirt-
schaftsredaktion Rede und Antwort. Im Rahmen der Ortsver-
bandsversammlung des Finanzamtes Augsburg-Stadt wurde
Ondracek allerdings in seinen Darstellungen unterbrochen.
Ein faschingsmäûig verkleideter Steuerbürger gab seine Er-
fahrungen mit der Steuererklärung und seinem Finanzbeam-
ten zum besten. Die 70 Teilnehmer im voll besetzten Sitzungs-
saal hatten endlich was zu lachen ¼!

Pressekonferenz mit der Chefredaktion
der ¹Augsburger Allgemeinenª.

v. l.n. r.: Walter Roller (stellvertr. Chefredakteur),
Rainer Bonhorst (Chefredakteur), Dieter Ondracek,

Josef Dick, Klaus Köhler (Leiter der Wirtschaftsredaktion).

V iel geredet wird zur
Zeit vom bundes-
staatlichen Finanz-

ausgleich, der aus dem
Länderfinanzausgleich und
den Bundesergänzungszu-
weisungen besteht. Das Sy-
stem ist komplex und ver-
wirrend und vernebelt die
politische Diskussion. Grund-
lage dafür sind klare Fakten.
Das Bundesfinanzministeri-
um hat das System des bun-
desstaatlichen Finanzaus-
gleichs ¹kurz und bündigª
skizziert.

Umsatzsteuerverteilung:

Verteilung des Länderan-
teils (z. Zt. 49,5 v.H.) zu

± mindestens 75 v.H. nach
Einwohnern (1996 ca.
100,6 Mrd. DM)

± höchstens 25 v.H. nach Fi-
nanzkraft (Ergänzungsan-
teile, 1996 ca. 16,8 Mrd.
DM)

Ergebnis: Annäherung der
Steuereinnahmen der Län-
der.

Länderfinanzausgleich:

± Anhebung der Finanz-
kraft aller finanzschwa-
chen Länder auf minde-
stens 95 v.H. der länder-
durchschnittlichen Finanz-
kraft

durch

± Ausgleichsbeiträge der fi-
nanzstarken Länder (ge-
staffeltes Abschöpfungs-
system)

Ergebnis: Weitere Annähe-
rung der Finanzkraft der
Länder, Anstieg bei den
finanzschwachen Ländern
auf mindestens 95 v.H.,
Rückgang bei den finanz-
starken Ländern auf gegen-
wärtig rund 104 v.H. des
Länderdurchschnitts.

Bundesergänzungs-
zuweisungen:

Fehlbetrags-Bundesergän-
zungszuweisungen zur er-
gänzenden Deckung des all-
gemeinen Finanzbedarfs der
leistungsschwachen Länder.

Ergebnis: Durch die Fehlbe-
trags-Bundesergänzungszu-
weisungen wird die Finanz-
kraft der finanzschwachen
Länder auf mindestens
99,5 v.H. des Länderdurch-
schnitts herangeführt.

Sonderbedarfs-Bundeser-
gänzungszuweisungen für
gesetzlich festgelegte Son-
derbedarfe einzelner Län-
der:

± Zuweisungen an die neu-
en Länder zum Abbau tei-
lungsbedingter Sonder-
belastungen zum Aus-
gleich unterproportionaler
Finanzkraft der Gemein-
den (1995±2004: 14 Mrd.
DM jährlich).

± Zuweisungen an kleinere
alte und neue Länder für
¹Kosten politischer Füh-
rungª (rd. 1,5 Mrd. DM
jährlich).

± Übergangszuweisungen
über 10 Jahre an finanz-
schwache alte Länder, die
durch die Einbeziehung
der neuen Länder in den
Finanzausgleich überpro-
portional belastet sind
(1996: 1,2 Mrd. DM, de-
gressiv).

± Sonderzuweisungen an
die Länder Bremen und
Saarland zur Haushaltssa-
nierung von 1994 bis 1998
(zusammen jährlich 3,4
Mrd. DM).

Insbesondere umstritten ist
der Länderfinanzausgleich ±
ein ¹Webfehler des Födera-
lismusª. Er ist die Kernursa-
che für die Vollzugsdefizite
in der Steuerverwaltung.
Denn: das Interesse der Ge-
berländer schwindet gegen
Null, wenn nur ein kleiner
Teil der Steuermehreinnah-
men dem Land verbleiben
und der Rest in den ¹Topfª
des Finanzausgleichs flieût.
Ebenso wenig interessiert
sind die Nehmerländer,
wenn sie bei höheren Mehr-
einnahmen entsprechend
weniger aus dem ¹groûen
Topfª erhalten.

Mit den Finanzpolitikern im
Bund und in den Ländern
diskutiert die DSTG seit lan-
gem Möglichkeiten, dieses
Dilemma zu überwinden.
Diskutiert wurde die sog.
¹Steuerausschöpfungsquo-
teª: aus der Finanzaus-
gleichsrechnung herausge-
nommen werden soll die zu-
sätzliche Steuerkraft, die
durch eine ausreichende
sachliche und personelle
Ausstattung der Finanzäm-
ter entsteht (¹Steueraus-
schöpfungsquoteª). Ein wei-
teres Modell: im Rahmen
des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichs soll sich der
Bund an den Personalkosten
der Länder beteiligen.

¹Gesucht werden muû nach
einer staatsrechtlichen Lö-
sung. Die vom Bund ge-
währten Ergänzungszuwei-
sungen müssen ± wenig-
stens teilweise ± im Länder-
finanzausgleich angerech-
net werden. Ein Land, das
vom Bund Zuweisungen er-
hält, ist nicht so arm wie es
sich darstellt. Vor allem aber
muû sich der Länderfinanz-
ausgleich an der vorhande-
nen und nicht an der ausge-
schöpften Steuerkraft orien-
tierenª, so der Vorsitzende
des DSTG-Landesverban-
des Baden-Württemberg,
Dr. Rainer Ullrich, vor der
Stuttgarter Presse am 8. Ja-
nuar 1998.

Bundesstaatlicher
Finanzausgleich ¹kurz
und bündigª skizziert
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DSTG in Europa
aktiv

Ü ber die Union des
Finanzpersonals in
Europa (UFE) ver-

stärkt die DSTG ihre berufs-
politische Arbeit in der euro-
päischen Union. Insbeson-
dere die Kontakte zum Euro-
päischen Parlament sollen
intensiviert werden.

Am 11. März 1998 fand in
Straûburg ein Gespräch mit
Vertretern des Wirtschafts-
und Währungsausschusses
des Europäischen Parla-

ments unter der Leitung sei-
nes Vorsitzenden Karl von
Wogau (Deutschland) statt.
Beteiligt waren die Aus-
schuûmitglieder Ben Fayot
(Luxemburg) und Rosemarie
Wemheuer (Deutschland).

UFE-Präsident Schaack (Lu-
xemburg) und Generalse-
kretär Courth (DSTG) wie-
sen auf die wachsende Steu-
erkriminalität in Europa hin,
die nur über ein konzertier-
tes Vorgehen der EU-Mit-
gliedsländer bekämpft wer-
den könne. Eine wirksamere
Amtshilfe über die Grenzen
hinweg, aber auch eine bes-
sere europaweite Personal-

Beratung in Dresden

Die Mitgliederentwicklung, die Öffentlichkeitsarbeit und die
Personalratswahlen standen im Mittelpunkt einer Beratung
der Vorsitzenden der DSTG-Landesverbände in den jungen
Bundesländern am 13. März 1998 in Dresden unter Vorsitz des
stellvertretenden Bundesvorsitzenden Joachim Rothe. Ent-
wickelt wurden Strategien zur Durchsetzung der berufspoliti-
schen Forderungen, aber auch zur Mitgliederwerbung. Mit
Nachdruck müsse verhindert werden, daû auf der Grundlage
der unterschiedlichen Organisationsgrade in den jungen und
alten Bundesländern Gewerkschaftsarbeit mit unterschiedli-
cher politischer Durchsetzungskraft betrieben werde. In das
Bewuûtsein der Kolleginnen und Kollegen in den jungen Bun-
desländern müsse die einfache gewerkschaftliche Regel drän-
gen: Je höher der Organisationsgrad, desto stärker die politi-
sche Durchsetzungskraft, um so wirksamer die Interessenver-
tretung.

An dem Treffen in Dresden nahmen der Bundesvorsitzende
Ondracek und Bundesgeschäftsführer Courth teil.

Die Vorsitzenden der DSTG-Landesverbände der jungen
Bundesländer trafen sich in Dresden.

v. l.: Bundesgeschäftsführer Paul Courth, Günter Martini
(Sachsen-Anhalt), Joachim Rothe (Sachsen),

Gunda Lämmer (Thüringen), DSTG-Chef Dieter Ondracek,
Hans-Holger Büchler (Brandenburg) und Wilfried Kohlhoff

(Mecklenburg-Vorpommern).

ausstattung der Steuerver-
waltung, die in allen EU-
Mitgliedsländern gewaltige
Vollzugsdefizite aufweise,
seien vordringlich.

Auf Gemeinschaftsebene
müûten wirksame Instru-
mente gefunden werden,
das Steuerdumping einzu-
dämmen. Der vorgelegte
Verhaltenskodex sei unzu-
reichend ± nicht nur im
Blick auf seine Rechtsunver-
bindlichkeit, sondern auch
wegen seiner zahlreichen
Ausnahmeregelungen, die
ihn zu einem ¹stumpfen
Schwertª machten.

Weitere vorrangige Aufgabe
sei, das Projekt ¹FISCALISª
weiter auszubauen. Bei
der Miûbrauchsbekämpfung
auf dem Gebiet der Mehr-
wertsteuer und der Ver-
brauchsteuern sei das Pro-
gramm ¹FISCALISª der EU-
Kommission ein Schritt in
die richtige Richtung. Insbe-
sondere der vorgesehene
Informationsaustausch über
ein Mehrwertsteuersystem,
die Seminare und multilate-
ralen Überwachungsübun-
gen, die Ausbildungsinitia-
tive zur Einführung in das
Programm ¹FISCALISª so-
wie der Sprachendienst
seien Schritte in die richtige
Richtung.

Von Wogau versprach, bei
künftigen Anhörungen sei-
nes Ausschusses zu Zoll-
und Steuerfragen Experten
der UFE einzuladen. Er kün-
digte an, daû innerhalb des
Ausschusses eine Arbeits-
gruppe sich speziell mit
Steuerfragen beschäftigen
werde und die UFE für den
Ausschuû in Zukunft ein
wichtiger Ansprechpartner
sei.

Ab April: Schonfrist
bei Parkremplern

Fahrerflucht ist kein Kava-
liersdelikt, sondern strafbar.
Bislang muûten Verursacher
von Parkremplern mit Schä-
den bis zu einigen hundert
Mark eine ¹angemessene

Zeitª auf den Unfallgegner
warten. Wer sich sofort ent-
fernte, bekam eine Anzeige
wegen Fahrerflucht ± auch
wenn er sich später freiwillig
bei der Polizei meldete.
Diese Regelung wird nach
Auskunft der DBV-Winter-
thur Versicherungen künf-
tig groûzügiger gehandhabt.
Zwar bleibt es dabei, daû zu-
nächst Ermittlungen wegen
Unfallflucht aufgenommen
werden müssen. Meldet der
Fahrer jedoch innerhalb von
24 Stunden freiwillig den
Vorfall, kann er mit Einstel-
lung des Verfahrens rech-
nen. Voraussetzung ist, daû
er bislang eine ¹weiûe We-
steª hatte, es sich tatsächlich
um einen geringen Sach-
schaden und um einen Zu-
sammenstoû mit einem par-
kenden Auto handelt. Wenn
der Unfallgegner nicht an-
wesend ist und man nicht
warten kann, sollte nach
Auskunft der Fachleute fol-
gender Weg beschritten
werden:

I einen Zettel zurücklassen,
der die Art der Unfallbe-
teiligung, Name, Adres-
se, Telefonnummer, Kfz-
Kennzeichen und die Ver-
sicherungsgesellschaft
benennt;

I so schnell wie möglich die
Polizei informieren und
dabei Unfallort, Zeitpunkt
sowie das Kennzeichen
des beschädigten Fahr-
zeugs mitteilen;

I die eigene Versicherungs-
gesellschaft von dem Vor-
fall in Kenntnis setzen.
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Frauen von
Prüfung zum
Steuerberaterberuf
befreien?

D ie Zugangsvoraus-
setzungen zum
Steuerberaterberuf

diskriminieren teilzeitbe-
schäftigte Frauen. Diesen
Schluû legt das Urteil (Az.:
C-100/95) des Europäischen
Gerichtshofs vom 2. Oktober
1997 nahe. In Deutschland

können sich ehemalige Be-
amte oder Angestellte des
gehobenen Dienstes der Fi-
nanzverwaltung, die minde-
stens 15 Jahre auf dem Ge-
biet der von den Bundes-
oder Landesfinanzbehörden
verwalteten Steuern als
Sachbearbeiter oder minde-
stens in gleichwertiger Stel-
lung tätig gewesen sind, von
der Steuerberaterprüfung
befreien lassen. In Bremen
wurde dies einer teilzeitbe-
schäftigten OFD-Sachbear-
beiterin verweigert, weil das
Steuerberatungsgesetz eine
Vollzeittätigkeit vorausset-
ze. Der EuGH erkennt hier
eine mittelbare Diskriminie-
rung von Frauen, die 92,4%
der teilzeitbeschäftigten Be-
amten der OFD Bremen stel-
len. Das Finanzgericht Bre-
men muû nun prüfen, ob ob-
jektive Faktoren diese Dis-
kriminierung rechtfertigen.

Euro wird Druck
auf Harmonisie-
rung verstärken

I mmer wahrscheinlicher
wird: der Euro kommt
zum 1. Januar 1999.

Die unterschiedlichen Volks-
wirtschaften der ¹Euro-Län-
derª werden sich zu einem
einheitlichen Währungsge-
biet vereinen ± ein bisher
noch nie dagewesener wäh-
rungs- und finanzpolitischer
Prozeû.

Der europäische Binnen-
markt, der zum 1. Januar
1993 Wirklichkeit gewor-

Steuerharmonisierung
in Europa

den ist, soll dann in einer
Wirtschafts- und Währungs-
union vollendet werden.

Ein einheitliches Währungs-
gebiet setzt einheitliche
wirtschaftspolitische Grund-
entscheidungen voraus. Hier-
zu gehört auch das weite
Feld nicht nur der indirekten
Steuern, sondern auch der
direkten Steuern.

Zu einer Währungsunion
gehört nach Auffassung al-
ler Experten auch ein zu-
mindest in den Strukturen
harmonisiertes System der
direkten Steuern. Daû wir
davon in Europa noch Licht-
jahre entfernt sind, wurde
in einem zweitägigen Sym-
posium der Europäischen
Rechtsakademie in Trier, an
dem Hans-Jürgen Hofrath
teilgenommen hat, deutlich.
Schon das Thema des Sym-
posiums brachte es auf den
Punkt: ¹Die Steuerharmoni-
sierung in Europa ± ein stei-
niger Zukunftswegª.

Alexander Wiedow (Euro-
päische Kommission), Dr.
Hans-Michael Pott (Fachan-
walt für Steuerrecht), Wer-
ner Widmann (Finanzmini-
sterium Mainz), Anno Rai-
ner (Rechtsanwalt aus Brüs-
sel) und Professor Dr. Hans
Wolfgang Arndt (Universi-
tät Mannheim) diskutierten
diesen besonders schwieri-
gen Aspekt einer Wirt-
schafts- und Währungs-
union.

Konkret durchgesetzt wer-
den konnten nur zwei Richt-
linien im Bereich der direk-
ten Steuern, die ¹Fusions-
richtlinieª und die ¹Mutter-
Tochter-Richtlinieª ± beide
der Jahre 1990.

Steuereinnahmen
gingen 1997
deutlich zurück

Der Bundesminister der Fi-
nanzen hat die endgültigen
Ergebnisse der Steuerein-
nahmen im Kalenderjahr
1997 vorgelegt. Danach sind
die Steuereinnahmen im
Vergleich zum Jahr 1996
von insgesamt 746,958 Mil-
liarden DM um 0,9% auf
740,272 Milliarden DM zu-
rückgegangen. Der Rück-
gang im Jahr 1997 war mit
0,9% nicht mehr so drama-
tisch, wie dies von 1995 auf
1996 der Fall war.

1995 betrugen die Gesamt-
einnahmen noch 765,374
Milliarden DM. Der Rück-
gang auf 1996 betrug 2,4%.

Tauschecke

StS aus Hamburg (OFD
Hamburg) sucht Tausch-
partner/in aus dem OFD-Be-
reich Schleswig-Holstein.

StAI'in aus Nordrhein-West-
falen (OFD Münster) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Kiel (F¾
Kiel-Nord oder -Süd ggf. FA
Eckernförde).

StI aus Rheinland-Pfalz
(Koblenz) sucht Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (Freiburg).

Bis Juni 1998 beurlaubte Be-
amtin des mittleren Dienstes
aus dem Geschäftsbereich
der OFD Köln sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Hamburg, Kiel
oder Hannover.

StOI'in aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus den Bereichen der OFD
Kiel oder Hamburg.

AI aus Bayern (OFD Mün-
chen) sucht Tauschpart-
ner/in aus den Bereichen
der OFD Kiel (Lübeck bzw.
Umgebung) oder Hamburg.

StI z. A. aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Köln ± FA
Köln) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Hes-
sen (OFD Frankfurt ±
F¾ Kassel, Hofgeismar oder
Umgebung) oder aus Nie-
dersachsen (OFD Hannover
± FA Göttingen oder Umge-
bung) oder Nordrhein-West-
falen (OFD Münster ±
FA Höxter).

StI'in z.A. aus NRW (OFD
Köln) sucht zum schnellst-
möglichen Zeitpunkt Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Hamburg bzw. der
OFD Kiel (FA Ratzeburg
oder FA Stormarn).

StI'in z.A. aus Niedersach-
sen (OFD Hannover) sucht
Tauschpartner/in aus Bran-
denburg (OFD Cottbus).

StOS'in (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
den OFD-Bereichen Nürn-
berg oder München.

Termine
und Broschüren

Termine für Kurse zum Er-
werb des von der DBB-
Akademie angebotenen
Europäischen Computer-
führerscheins können jetzt
auch im Internet abgerufen
werden:

www.dbbakademie.de..

Schriftliche Anfragen nimmt
die DBB Akademie, Drei-
zehnmorgenweg 36, 53175
Bonn entgegen. Wer te-
lefonisch Kontakt aufneh-
men will, wird unter der
Nummer 0 30/25 40 05 14
und 0 22 44/88 22 03 be-
dient. Die DBB Akademie
ist die erste und bislang
einzige deutsche Instituti-
on, die Computerlehrgän-
ge mit europaweit gülti-
gem Zertifikat bietet.

+ Die 18. Auflage der
Broschüre ¹Rechtsprechung
zum Personalvertretungs-
rechtª kann in Einzelstük-
ken beim DBB, Peter-Hen-
sen-Str. 5±7, 53175 Bonn,
abgerufen werden.

+ In 5. überarbeiteter
und ergänzter Auflage
sind in der Ratgeberreihe
des DBB-Verlags ¹Tips für
Erblasser und Hinterblie-
beneª von Gerd Eûer er-
schienen. Der Ratgeber
soll allen eine kleine Hilfe
leisten, die ihr ¹Hausª be-
stellt zurücklassen wollen.
Der Band umfaût 35 Seiten
und kostet 9,80 Mark.
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